
c)

Der Vorstond ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates den weiteren

lnhalt der Aktienrechte und die Bedingungen der Aktienausgabe bei der Durchführung

von Kapitalerhöhungen ous dem Genehmigten Kapital 2027 festzulegen.

Der Aufsichtsrat ist ermcichtigt, die Fassung der Sotzung noch vollstrindiger oder teil-

weiser Durchführung der Erhöhung des Grundkapitals ous dem Genehmigten Kapital

2021 entsprechend dem Umfong der bis dohin erfolgten Kopitalerhöhung ous dem Ge-

nehmigten Kapital 2027 oder noch Ablauf der Ermrichtigungsfrist anzupossen."

Der Vorstand wird angewiesen, das Genehmigte Kapital 2O2L nur dann zur Eintragung

in das Handelsregister anzumelden, wenn die nach Tagesordnungspunkt 2 durchge-

führte ordentliche Kapitalerhöhung zu einer Erhöhung des Grundkapitals auf mindes-

tens EUR 830.000 führt. Das Genehmigte Kapital 202L kann auch gleichzeitig mit der

Durchführung der nach Tagesordnungspunkt 2 zu beschließenden ordentlichen Kapi-

talerhöhung angemeldet werden, dann jedoch mit der Maßgabe, dass des Genehmigte

Kapital 2021 erst nach der unter Tagesordnungspunkt 2 vorgesehenen ordentlichen

Kapitalerhöhung in das Handelsregister eingetragen wird.

Schriftlicher Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 3 (Genehmigtes Kapital

2021)gemäß SS ZOS Abs. 2 Satz 2 i. V. m. 185 Abs. 4 Satz 2 AktG

Zu Punkt 3 derTagesordnung (Beschlussfossung über die Schaffung eines Genehmigten

Kopitols 2027 in Höhe von EUR 475.000 mit der Ermrichtigung zum Ausschluss des

gesetzlichen Bezugsrechts sowie Satzungsönderung) erstattet der Vorstand gemäß

55 203 Abs. 2 Satz 2 AktG i. V. m. 186 Abs. 4Satz2 AktG folgenden Bericht:

Die Gesellschaft verfügt derzeit nicht über ein genehmigtes Kapital. Durch den Be-

schluss soll ein Genehmigtes Kapital 202L geschaffen werden. Die Höhe des Geneh-

migten Kapitals 2021 entspricht 50 Prozent des nach Durchführung der unter Tages-

ordnungspunkt 2 vorgeschlagenen Kapitalerhöhung mindestens bestehenden Grund-

kapitals. Die Ermächtigung soll für die gesetzlich zulässige Frist von fünf (5) Jahren

(gerechnet vom Tag der Beschlussfassung an) erteilt werden. Dadurch wird der Vor-

stand in die Lage versetzt, auch künftig mit Zustimmung des Aufsichtsrates flexibel die

Eigenkapitalausstattung der Gesellschaft den geschäftlichen und rechtlichen Erforder-

nissen anzupassen und im lnteresse der Gesellschaft Finanzierungsmöglichkeiten zur

Wahrung von Geschäftschancen und zur Stärkung der Eigenkapitalbasis nutzen zu kön-

nen. Die vorgeschlagene Ermächtigung entspricht in ihrer grundsätzlichen Struktur
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(nicht jedoch in der Höhe) der Ermächtigung, die bei der Gesellschaft vor der im Rah-

men der Hauptversammlung der Gesellschaft vom L5. September 2O2O beschlossenen

Kapitalherabsetzung bestand.

Die neuen Aktien sind den Aktionären grundsätzlich zum Bezug anzubieten. Das ge-

setzliche Bezugsrecht kann dabei auch in der Weise eingeräumt werden, dass die

neuen Aktien ganz oder teilweise von einem oder mehreren durch den Vorstand mit

Zustimmung des Aufsichtsrates bestimmten Kreditinstitut(en) oder einem oder meh-

reren nach 5 53 Abs. 1 Satz 1 oder $ 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 des Gesetzes über

das Kreditwesen tätigen Unternehmen mit der Verpflichtung übernommen werden,

sie den Aktionären der Gesellschaft zum Bezug anzubieten (mittelbores Bezugsrechtl.

ln bestimmten Fällen soll der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrates ermächtigt

werden, dass Bezugsrechts der Aktionäre auszuschließen:

a Bezugsrechtsausschluss für Spitzenbeträge

Wenn den Aktionären bei einer Kapitalerhöhung grundsätzlich ein Bezugsrecht

auf die neuen Aktien eingeräumt wird, soll der Vorstand ermächtigt sein, mit

Zustimmung des Aufsichtsrates das Bezugsrecht der Aktionäre für Spitzenbe-

träge auszuschließen. Die Möglichkeit des Ausschlusses des Bezugsrechts für

Spitzenbeträge dient dazu, ein technisch durchführbares Bezugsverhältnis dar-

zustellen, was die Abwicklung des Bezugsrechts der Aktionäre erleichtert, Die

als freie Spitzen vom Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen Aktien wer-

den entweder durch Verkauf über die Börse oder in sonstiger Weise bestmöglich

für die Gesellschaft verwertet. Der mögliche Verwässerungseffekt ist aufgrund

der Beschränkung auf Spitzenbeträge gering.

a Bezugsrechtsausschluss bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen um bis zu

10 Prozent

Der Vorstand soll auch ermächtigt sein, mit Zustimmung des Aufsichtsrates das

Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, wenn die Aktien gegen Bareinlagen

ausgegeben werden und der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis

der Aktien der Gesellschaft zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Aus-

gabebetrages nicht wesentlich unterschreitet und die ausgegebenen Aktien ins-

gesamt 10 Prozent des Grundkapitals, das die Gesellschaft im Zeitpunkt des

Wirksamwerdens oder - soweit niedriger - im Zeitpunkt der Ausübung dieser

Ermächtigung hat, nicht überschreiten; auf diese 10 Prozent-Grenze sind andere

Aktien und Bezugsrechte auf Aktien anzurechnen, die seit Beschlussfassung
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über diese Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ge-

mäß oder in entsprechender Anwendung von 5 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgege-

ben, veräußert bzw. begründet worden sind.

Rechtsgrundlage für diesen Bezugsrechtsausschluss ist 55 186 Abs. 4 Satz 2, 203

Abs. 2 Satz 2 AktG. Diese Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses dient dem

lnteresse der Gesellschaft an der Erzielung eines bestmöglichen Preises bei der

Ausgabe der neuen Aktien. Die Gesellschaft wird so in die Lage versetzt, sich

aufgrund der jeweiligen Börsenverfassung bietende Chancen schnell und flexi-

bel sowie kostengünstig zu nutzen. Der durch eine marktnahe Preisfestsetzung

erzielbare Ausgabebetrag führt in der Regel zu einem deutlich höheren Mittel-

zufluss je neuer Aktie als im Falle einer Aktienplatzierung mit Bezugsrecht.

Durch den Verzicht auf die zeit- und kostenaufwendige Abwicklung des Bezugs-

rechts kann zudem der Eigenkapitalbedarf aus sich kurzfristig bietenden Markt-

chancen zeitnah gedeckt werden. Zwar gestattet 5 185 Abs. 2 Satz 2 AktG eine

Veröffentlichung des Bezugspreises bis spätestens drei (3) Tage vor Ablauf der

Bezugsfrist. Angesichts der Volatilität an den Aktienmärkten besteht aber auch

in diesem Fall ein Marktrisiko, namentlich ein Kursänderungsrisiko, über meh-

rere Tage, das zu Sicherheitsabschlägen bei der Festlegung des Veräußerungs-

preises und so zu nicht marktnahen Konditionen führen kann. Zudem kann die

Gesellschaft bei Einräumung eines Bezugsrechts wegen der Länge der Bezugs-

frist nicht kurzfristig auf günstige Marktverhältnisse reagieren. Durch eine An-

rechnungsklausel, die im Falle anderer unter Bezugsrechtsausschluss in unmit-

telbarer, entsprechender oder sinngemäßer Anwendung von g 186 Abs. 3 Satz 4

AktG erfolgender Maßnahmen eine entsprechende Reduzierung des Umfangs

der Ermächtigung vorsieht, soll zudem sichergestellt werden, dass die in 5 186

Abs. 3 Satz 4 AktG vorgesehene Zehn-Prozent-Grenze unter Berücksichtigung al-

ler Ermächtigungen mit der Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses nach

S 186 Abs. 3 Satz 4 AktG eingehalten wird, soweit eine derartige Anrechnung

gesetzlich geboten ist. Die vorgeschlagene Ermächtigung zum Bezugsrechtsaus-

schluss liegt aus den genannten Gründen im lnteresse der Gesellschaft und ihrer

Aktionäre. Da sich der Ausgabebetrag für die neuen Aktien am Börsenkurs zu

orientieren hat und die Ermächtigung nur einen beschränkten Umfang hat, sind

die lnteressen der Aktionäre angemessen gewahrt. Die Aktionäre haben die

Möglichkeit, ihre relative Beteiligung durch einen Zukauf über die Börse auf-

rechtzuerh alten.

a Bezugsrechtsausschluss bei Sacheinlagen

s l2t



Der Vorstand soll ermächtigt sein, mit Zustimmung des Aufsichtsrates bei Kapi-

talerhöhungen gegen Sacheinlagen das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschlie-

ßen, insbesondere um neue Aktien als Gegenleistung im Rahmen von Unterneh-

menszusammenschlüssen oder zum Zweck des unmittelbaren oder mittelbaren

Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Unternehmensbeteili-

gungen und von sonstigen Vermögensgegenständen (einschließlich Darlehens-

und sonstige Verbindlichkeiten) ausgeben zu können. Zunehmend ergibt sich in

diesen Fällen die Notwendigkeit, als Gegenleistung nicht Geld, sondern Aktien

der erwerbenden Gesellschaft bereitzustellen. Ein Grund hierfür ist, dass für at-

traktive Akquisitionsziele auch die Bereitstellung von Aktien der erwerbenden

Gesellschaft verlangt werden können. Außerdem kann, insbesondere, wenn

größere Einheiten betroffen sind, die Gewährung neuer Aktien als Gegenleis-

tung aus Gründen der Liquiditätsschonung vorteilhaft sein. Die Gesellschaft er-

hält mit der vorgeschlagenen Ermächtigung die notwendige Flexibilität, um

Möglichkeiten, insbesondere zum Zusammenschluss mit anderen Unterneh men

oder zum Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Unternehmens-

beteiligungen und von sonstigen Vermögensgegenständen unter Einbeziehung

dieser Form der Gegenleistung zu nutzen. Hierfür ist die vorgeschlagene Er-

mächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre erforderlich. Bei

Einräumung eines Bezugsrechts kann der Zusammenschluss mit anderen Unter-

nehmen oder der Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Unter-

nehmensbeteiligungen und von sonstigen Vermögensgegenständen gegen Ge-

währung neuer Aktien nicht möglich und die damit verbundenen Vorteile für die

Gesellschaft nicht erreichbar sein.

Konkrete Pläne zur Ausübung der Ermächtigung bestehen derzeit nicht. Wenn

sich Möglichkeiten zum Zusammenschluss mit anderen Unternehmen oder zum

Erwerb von Unternehmen, Teilen von Unternehmen oder Beteiligungen an Un-

ternehmen oder zum Erwerb von anderen Sacheinlagen konkretisieren, wird der

Vorstand sorgfältig prüfen, ob er von der Möglichkeit der Sachkapitalerhöhung

und der Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses Gebrauch machen soll. Er

wird dies nur dann tun, wenn er zu der Überzeugung gelangt, dass der Zusam-

menschluss bzw. der Unternehmens-, Unternehmensteil- oder Beteiligungser-

werb oder der Erwerb von anderen Sacheinlagen gegen Gewährung neuer Ak-

tien der Gesellschaft im wohlverstandenen lnteresse der Gesellschaft liegt. Der

Aufsichtsrat wird seine erforderliche Zustimmung nur erteilen, wenn er eben-

falls zu dieser Überzeugung gelangt. Über die Einzelheiten der Ausnutzung die-

ser Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss wird der Vorstand in der Haupt-

versammlung berichten, die auf einen etwaigen Zusammenschluss oder Erwerb

gegen Gewährung von Aktien der Gesellschaft folgt.
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Bei Abwägung aller genannten Umstände hält der Vorstand, in Übereinstimmung mit

dem Aufsichtsrat, die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts aus den aufge-

zeigten Gründen auch unter Berücksichtigung des bei Ausnutzung der betreffenden

Ermächtigung zu Lasten von Aktionären möglichen Verwässerungseffekts für sachlich

gerechtfertigt und angemessen.

Weitere Angaben und Hinweise

1. Allgemeine Hinweise zur virtuellen HaupWersammlung

Der Vorstand der Gesellschaft hat mit Zustimmung des Aufsichtsrates beschlossen, die

Hauptversammlung der Gesellschaft am Montag,9. August 2O2l,um 14.00 Uhr (MESA

nach Maßgabe von 5 1 Abs. 2 COVID-1g-Gesetz als virtuelle Hauptversammlung ohne

physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten abzuhalten.

Die gesamte Hauptversammlung wird für die ordnungsgemäß angemeldeten Aktio-

näre der Gesellschaft oder deren Bevollmächtigte nach Maßgabe der nachfolgenden

Bestimmungen am Montag,9. August 2O2Lab 14.00 Uhr (MESZ) live über das lnternet

auf der lnternetseite der Gesellschaft unter

https ://rixx-invest.com/HV/August202 1/Tei I na hme

im dort zugänglichen passwortgeschützten HV-Portal (,,HV-Portal") in Bild und Ton

übertragen. Eine physische Teilnahme der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten (mit

Ausnahme des Stimmrechtsvertreters der Gesellschaft) am Versammlungsort ist aus-

geschlossen. Die Stimmrechtsausübung der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten er-

folgt ausschließlich durch elektronische Briefwahl oder durch Vollmachtserteilung an

den von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter nach Maßgabe der nachfol-

gend beschriebenen Bestimmungen. Eine elektronische Teilnahme an der Hauptver-

sammlung im Sinne von 5 118 Abs. 1 Satz 2 AktG ist nicht möglich.

2. Voraussetzungen für die Teilnahme an der virtuellen Hauptversdmmlung und die

Ausübung des Stimmrechts

Zur Teilnahme durch elektronische Zuschaltung an der virtuellen Hauptversammlung

und zur Ausübung des Stimmrechts sind nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich

rechtzeitig angemeldet und ihre Berechtigung zur Teilnahme durch elektronische Zu-

schaltung an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts nachgewie-

sen haben.
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